
mitbestimmen wird und die in Ansätzen gerade im An­
ordnungsverfahren schon anklingt, weil das Prozeß­
gericht durch die unbeschränkte Änderungsbefugnis 
seiner Anordnung auch die Vollstreckung in gewisser 
Weise lenken kann, wird in diesem Teilabschnitt des 
Prozesses durch eine sorgfältige Prüfung der einer 
Partei aufzuerlegenden Verpflichtungen und der Art 
und Weise ihrer Erfüllung gefördert. Eine solche 
Prüfung setzt aber eine mündliche Verhandlung not­
wendig voraus. Das Ergebnis dieser Verhandlung muß 
eine Regelung sein, die Spannungsverhältnisse weit­
gehend vermeidet und Verständnis bei der zu verpflich­
tenden Partei für die Notwendigkeit der Regelung 
erweckt. Dabei sollten auch die Rechtsanwälte bemüht 
sein, im Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anord­
nung betreffend ihren Kostenvorschuß aus eigener 
Initiative das Entstehen unnötiger Spannungen zu ver­
hindern, indem sie den Antrag so abfassen, daß er 
bereits angemessene Vorschläge über Art und Weise 
der Erfüllung der Verpflichtung enthält.

Das gleiche gilt mit gewissen Differenzierungen für 
vorläufige Unterhaltszahlungen. Hierbei sind, das sei 
vorweg erwähnt, unter Umständen wirtschaftliche 
Schwierigkeiten bei der verpflichteten Partei nicht zu 
umgehen. Die Sicherstellung der Bedürfnisse des Ehe­
partners oder der Kinder lassen es in manchen Fällen 
durchaus angezeigt erscheinen, dem anderen Partner 
selbst einschneidende Beschränkungen seiner eigenen 
Bedürfnisse aufzuerlegen. Gerade das erfordert aber 
auch hier die mündliche Verhandlung mit ihren un­
gleich besseren erzieherischen Einwirkungsmöglich­
keiten auf die Parteien, als sie selbst dem sorgfältig 
begründeten Beschluß innewohnen. Darüber hinaus ist 
das Recht des Ehepartners und der Kinder auf Gewäh­
rung eines den beiderseitigen Verhältnissen wirklich 
angemessenen Unterhalts in so hervorragendem Maße 
schutzwürdig, daß eine pauschale Regelung im Wege 
eines schriftlichen Verfahrens, selbst wenn sie nur vor­
läufigen Charakter. hat, sich von selbst verbietet. Das 
gilt umso mehr, als falsche Entscheidungen nachträglich 
kaum mehr berichtigt werden können.

Beschwerden gegen Aussetzungsbeschlüsse 
nach § 15 EheVerfO

Die Durchsetzung des Prinzips der Mündlichkeit ist 
im Beschwerdeverfahren nicht weniger notwendig. Das 
wird deutlich bei den nicht fristgebundenen Beschwer­
den, insbesondere bei Beschwerden gegen Aussetzungs- 

• beschlüsse nach § 15 EheVerfO. Diese Beschlüsse bzw. 
Beschwerden weisen gewisse Besonderheiten auf. Sie 
werden in erster Instanz ausschließlich nach münd­
licher Verhandlung, also unter Mitwirkung von Schöf­
fen erlassen. Die Abhilfemöglichkeit der ersten Instanz 
bei Beschwerden, die in der Regel aus Zeitgründen 
ohne nochmalige Anhörung der Parteien erfolgen muß 
— § 571 ZPO zwingt zur Abgabe der Beschwerde binnen 
Wochenfrist —, bzw. die Befugnis, auf Grund neuen 
Vorbringens die Aussetzung von Amts wegen aufzu­
heben, wird nur von einem Richter oder, wenn Schöffen 
beteiligt sind, regelmäßig von solchen wahrgenommen, 
die keinen persönlichen Eindruck von den Parteien 
gewonnen haben. In der Beschwerde wird der Sach­
verhalt meist ergänzt, oder es werden entscheidende 
neue Tatsachen vorgetragen, so daß die Beschwerde­
instanz nicht, wie es sonst der Fall ist, eine Überprü­
fung des Beschlusses auf der Grundlage der in erster 
Instanz festgestellten Tatsachen vomimmt, sondern 
faktisch eine neue Sachentscheidung fällt. Unter Um­
ständen liegen Beschwerden von beiden Parteien vor 
oder die Beschwerde der einen Partei wird von der 
anderen unterstützt, die Prozeßparteien verfolgen also 
das gleiche Ziel, ohne daß daraus allein zwingende 
Gründe gegen die weitere Aufrechterhaltung der Aus­
setzung abzuleiten wären.

Diese Besonderheiten zeigen die Schwierigkeiten, 
denen sich das Beschwerdegericht bei seiner Entschei­
dung gegenübersieht. In einem solchen Verfahren aus 
dem schriftlichen Vor trag,N dem Inhalt der Protokolle, 
der Begründung des Aussetzungsbeschlusses und dem 
Beschwerdevorbringen ein Bild der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit zu formen, das den tatsächlich vorliegen­
den ehelichen Verhältnissen entspricht, ist unmöglich. 
Zudem handelt es sich um eine Entscheidung, die in

wichtige Lebensvorgänge eingreift und die, da es sich 
um den Versuch der Aufrechterhaltung einer Ehe 
handelt, maßgeblich die Interessen der gesamten Ge­
sellschaft berührt.

Der Beschluß, der eine Aussetzung anordnet, wird 
getragen von der maßgeblich aus dem persönlichen Ein­
druck der Parteien entspringenden Überzeugung der 
drei erstinstanzlichen Richter, daß eine Versöhnung der 
Parteien in Aussicht steht. Es dürfte deshalb kaum 
möglich sein, in einem nur schriftlichen Verfahren die 
Unrichtigkeit der Würdigung des Zustandes der Ehe 
und der charakterlichen Eigenschaften der Parteien 
durch das erstinstanzliche Gericht überzeugend darzu­
legen.

Eine Beschwerde, die keine neuen Gesichtspunkte 
enthält und die offensichtlich nicht begründet ist, be­
weist, daß die erzieherische Einflußnahme des Gerichts 
auf die beschwerdeführende Partei wirkungslos geblie­
ben ist. Das kann u. a. daran liegen, daß trotz des richti­
gen Ergebnisses des angefochtenen Beschlusses weder 
die mündliche Verhandlung noch der Inhalt des Be­
schlusses den Parteien den Weg gezeigt hat, der zu dem 
vom Beschluß erstrebten Ziel führt. In diesem Fall ist 
es geboten, daß das Beschwerdegericht nochmals den 
Versuch macht, die erzieherische Einwirkung erfolg­
reicher zu gestalten. Seine Maßnahmen müssen in 
diesem Stadium des Verfahrens unter Berücksichtigung 
der gesamten augenblicklichen Lebensumstände der 
Parteien getroffen werden. Sie können gegebenenfalls 
auf der Mithilfe gesellschaftlicher Organisationen, des 
Kollektivs im Betrieb, in dem die Prozeßparteien ar­
beiten, oder auch staatlicher Organe, falls z. B. die 
Änderung der Wohnverhältnisse bestimmenden Einfluß 
auf die Versöhnungsaussichten haben kann, aufbauen. 
Sie -beruhen auch entscheidend auf einer Würdigung 
der gesamten Persönlichkeit der Parteien. Sich über all 
das richtig ins Bild zu setzen, ist aber ohne Anhörung 
der Parteien nicht möglich.

Selbst in den Fällen, in denen sich die Haltung einer 
oder beider Parteien zur Aufrechterhaltung der Ehe 
grundlegend geändert hat und in der Beschwerde­
instanz übereinstimmende Parteierklärungen vorliegen, 
die dem Aussetzungsbeschluß öiß Grundlage nehmen, 
ist eine nochmalige gründliche Untersuchung des nun­
mehrigen Zustandes der Ehe bzw. der Möglichkeiten 
einer künftigen Versöhnung notwendig. Sich hier mit 
der Aufhebung des Aussetzungsbeschlusses im schrift­
lichen Verfahren zu begnügen, würde bedeuten, auf die 
Gerichtsherrschaft über das Verfahren zu verzichten 
und die erzieherische Funktion des Gerichts zu negie­
ren.

Das Beschwerdeverfahren bei Aussetzungsbeschlüs­
sen befähigt das Rechtsmittelgericht, wenn es zur Auf­
hebung der erstinstanzlichen Entscheidung kommt, in 
besonderem Umfang, seine anleitende Funktion auszu­
üben. Die eingehende Prüfung des Akteninhalts und 
der persönliche Eindruck von den Parteien bilden in 
der Regel eine gute Grundlage für Hinweise an die 
erste Instanz, wie und mit welchem Ergebnis das 
Scheidungsverfahren zu beenden sein wird. Diese Mög­
lichkeit zu nutzen, ist das Rechtsmittelgericht in jedem 
Falle verpflichtet.

Die persönliche Anhörung der Parteien in mündlicher 
Verhandlung wird mitunter mehr Arbeitsaufwand er­
fordern. Dem ist aber entgegenzuhalten, daß die Auf­
gaben der gesellschaftlichen Erziehung den Einsatz 
aller der Sachlage entsprechenden verfügbaren Mittel 
bedingen und die Frage der Arbeitsersparnis dann 
keine Rolle spielen darf, wenn es gilt, um die Erhal­
tung einer Ehe zu ringen.

In Beachtung aller dieser Gesichtspunkte wird sich 
die gerichtliche Praxis in diesen Verfahren dahin ent­
wickeln müssen, dem Prinzip der Mündlichkeit die ihm 
gebührende Rolle einzuräumen. Die Entscheidungen 
werden dadurch an Überzeugungskraft gewinnen und 
ein wichtiges Glied in der Kette der Maßnahmen der 
gesellschaftlichen Erziehung unserer Werktätigen und 
zur Hebung ihres Bewußtseins darstellen. Die Gerichte 
werden damit in diesen Verfahren besser ihrer Auf­
gabe gerecht werden, der Ehe und Familie ihren be-
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